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Vorgeſchichte
Wohl waren das Amt des Biſchofs durch Landesbiſchof

D. Kühlewein wie auch noch zwei Stellen des Oberkirchen
rates durch die Oberkirchenräte D. Dr . Friedrich und Roſt

ordnungsgemäß beſetzt . Allein es fehlte die Landesſy
als nach dem Eingriff des nationalſozialiſtiſchen Staates
die verfaſſungsmäßige Ordnung in der Vereinigten Evan

geliſch⸗proteſtantiſchen Landeskirche im Jahre 1945 wieder

hergeſtellt werden ſollte und konnte . Die in ihrer Mehrheit
deutſch⸗chriſtlich orientierte , am 4. Juli 1934 als rechts⸗
mäßiges Organ der Landeskirche zuſammengetretene Lan
desſynode , war vom Erweiterten Oberkirchenrat , in dem
die Deutſchen Chriſten eine Mehrheit von 6 gegen 5 Stim
men hatten , ſofort aufgelöſt worden . Eine Neuwahl , die

nach der Verfaſſung innerhalb von ſechs Monaten hätte
erfolgen ſollen , war aber auf Anfrage bei dem im April
1934 ernannten „ Rechtswalter der deutſchen evangeliſchen
Kirche “ Jäger ( Miniſterialdirektor im Preußiſchen Mini —
ſterium für Wiſſenſchaft , Kunſt und Volksbildung ) nicht
möglich und zwar deshalb , weil einerſeits eine ſolche Wahl
in jenen Monaten völlig undurchführbar war , andererſeits
die Kirchenleitung die Grundſätze des bisherigen Wahl —
rechts ( Proportionalwahl nach §S 93 KP ) nicht mehr für
die Kirche bejahen konnte .

Um aus dieſem Notſtand herauszukommen , wurde ge—
mäß § 120 KV und §2 des vorläufigen kirchlichen Geſetzes ,
die Abänderung der Kirchenverfaſſung vom 14. Dezember
1934 betr . ( KGVBl . 1934 , S. 135 ) nach dem Zuſammen⸗
bruch von 1945 das vorläufige kirchliche Geſetz , die Abände

rung der Kirchenverfaſſung betr . vom 3. Juli 1945 ( KGVBl .
1945 , S. 8) vom Evangeliſchen Oberkirchenrat beſchloſſen .
Mit dieſem Geſetz wurde die Zuſtändigkeit des Erweiterten
Oberkirchenrates , die im Jahre 1934 ( nach dem vorläufigen
kirchlichen Geſetz , die Abänderung der Kirchenverfaſſung
betr . vom 14. Dezember 1934 , KGVBl . 1934 , S. 135 ) auf
den Evangeliſchen Oberkirchenrat übertragen wurde , wie⸗
der zurückübertragen , da der Evangeliſche Oberkirchenrat
„ die für die Leitung der Kirche ſchwere Verantwortung , die
ſich in den kommenden Monaten noch weſentlich vergrößern
wird , nicht mehr allein tragen möchte “ . ( Begründung zum
vorläufigen kirchlichen Geſetz KGVBl . 1945 , S. 8. ) Nach
§ 1a konnten nun die ſynodalen Mitglieder des Erwei⸗
terten Oberkirchenrates und deren Stellvertreter vom Lan⸗
desbiſchof nach Anhörung des Oberkirchenrates aus Glie⸗
dern der Landeskirche , die ſtimmberechtigt und zur Landes⸗
ſynode wählbar ſind , ernannt werden . Ihre Mitgliedſchaft
endet mit der Ernennung der aus der neugewählten Lan⸗
desſynode berufenen Mitglieder (§S 1b ) . Außerdem wurde
die Zahl der vom Landesbiſchof zu ernennenden Mitglie⸗
der des Erweiterten Oberkirchenrates in Abweichung des
§ 5 des kirchlichen Geſetzes , den vorläufigen Umbau der
Verfaſſung der Vereinigten Evangeliſch - proteſtantiſchen
Landeskirche Badens vom 1. Juni /1. Juli 1933 betr .
( KGVBl . 1933 , S. 69 und 82 ) von vier auf ſechs feſtgeſetzt ,
da ja eine Landesſynode , die ſie hätte berufen können , nicht
vorhanden war , und außerdem um die Möglichkeit zu ſchaf⸗
fen , „ aus den verſchiedenſten Kreiſen und Gebieten unſerer
Landeskirche Mitglieder in den Erweiterten Oberkirchen⸗
rat berufen zu können “ . ( Vgl . Begründung KGVBl . 1945 ,
S. 8f . )

Dieſer nun neu gebildete Erweiterte Oberkirchenrat
hatte am 23. Auguſt 1945 das Geſetz : Die Bildung
einer vorläufigen Landesſynode betr . , beſchloſſen ( KGVBl .
1945 , S. 22 f) .

Auf Grund dieſes Geſetzes hatte ſich die zu bildende vor⸗
läufige Landesſynode folgendermaßen zuſammenzuſetzen :

a ) aus den Mitgliedern , die der 1933 ordnungsgemäß

tode

gewählten Landesſynode angehörten , ſoweit ſie die

bekenntnismäßigen Vorausſetzungen für eine ſolche
Mitgliedſchaft beſitzen ( § 2 a) ,

b) aus fünf vom Landesbiſchof frei zu berufenden Mit⸗
gliedern ( § 2b ) ,

c) aus den vom Landesbiſchof nach § 3 des betreffenden
Geſetzes zu berufenden Mitgliedern (8§ 2c ) .

Nach § 3 hatten die Bezirkskirchenräte je vier wahl⸗
fähige Glieder der Landeskirche , zwei Laien und zwei
Geiſtliche , die eindeutig auf dem Boden der Heiligen Schrift
und der Bekenntniſſe unſerer Landeskirche ſtehen , vorzu⸗
ſchlagen , aus deren Mitte der Landesbiſchof die noch er⸗
forderliche Zahl der Mitglieder auszuwählen hatte . Die
Vorausſetzungen für die Wahlfähigkeit waren in § 96 und
§ 28 KWenäher umſchrieben , wonach die zu Benennenden
dreißig Jahre alt und ſtimmberechtigt ſein mußten . Das
Stimmrecht beſaßen nicht die in KVe8§ 10, Abſ . 2 aufge⸗
führten Gemeindeglieder . Außerdem war Bedingung , daß
die zu benennenden Kirchenglieder von gutem Ruf und
bewährtem chriſtlichen Sinne ſind , daß von ihnen kirchliche
Einſicht und Erfahrung erwartet werden dürften ) , und daß
ſie bereit waren , die in §S 100 KV , Abſ . 2 vorgeſchriebene
feierliche Verſicherung abzugeben ( ogl . Runderlaß des
Evangeliſchen Oberkirchenrates vom 30. Auguſt 1945
Nr . 2968 )

Am 31. Oktober 1945 wurde der Erweiterte Oberkirchen⸗
rat zu einer Sitzung auf Mittwoch , den 7. November 1945 ,
vormittags 9 Uhr eingeladen , auf deren Tagesordnung vor
allem die Vorbereitung der vorläufigen Landesſynode und
das Geſetz die Errichtung von Kreisdekanaten betreffend ,
auf der Tagesordnung ſtand ( vgl . Einladungsſchreiben des
Landesbiſchofs vom 31. Oktober 1945 Nr . 4630 ) . Ein Proto⸗
koll über dieſe Sitzung ſcheint nicht vorhanden zu ſein .

Mit Runderlaß des Evangeliſchen Oberkirchenrates vom
8. November 1945 Nr . 4968 , die vorläufige Landesſynode
betr . , wurden die vierzig Mitglieder auf Dienstag , den
27. November 1945 in das Evangeliſche Mädchenheim in
Bretten eingeladen .

) Eine nähere Umſchreibung deſſen , was unter „ gutem Ruf
und bewährtem chriſtlichem Sinn “ ſowie „kirchliche Einſicht und
Erfahrung “ verſtanden werden kann , war dem §S 20 des Ent⸗
wurfs einer vorläufigen Wahlordnung für die Vereinigte Evan⸗
geliſch - proteſtantiſche Landeskirche Badens zu entnehmen , die die
Verfaſſungskammer der vorläufigen Leitung der Deutſchen Evan⸗
geliſchen Kirche im Oktober 1936 im Anſchluß an eine Denkſchrift
„Geſetzentwürfe für Wahlordnungen für einzelne Landeskirchen⸗
ausgearbeitet hatte . Der § 20 lautet : „ Bei der Prüfung der
Wahlvorſchläge und bei der Entſcheidung über Einſprüche iſt der
Wahlausſchuß an folgende Auslegung des §S 28 KV gebunden :
a) „ Guter Ruf und bewährter chriſtlicher Sinn “ bedeutet , daß

der Vorgeſchlagene dafür bekannt iſt , die Heilige Schrift Alten
und Neuen Teſtaments als alleinige Richtſchnur des kirch⸗
lichen Lebens zu bejahen und dieſer inneren Bindung durch
lauteren Wandel Ausdruck zu geben
„Kirchliche Einſicht und Erfahrung darf “ bei dem Vorge⸗
ſchlagenen dann „erwartet werden “ , wenn er die Gottesdienſte
einer evangeliſchen Gemeinde treu beſucht , auch innerhalb
Jahresfriſt vor Erlaß dieſer Verordnung an der Feier des
heiligen Abendmahls teilgenommen und ſich an der kirch⸗
lichen Gemeindearbeit beteiligt hat .
Als Beteiligung an der Gemeindearbeit gilt : Hilfe beim
Kindergottesdienſt , Tätigkeit im Kirchenchor , in der Frauen⸗
und Jugendarbeit oder im Männerwerk , Teilnahme an Bibel⸗
ſtunden oder kirchlichen Aufbauwochen , Beteiligung an der
Inneren oder Außeren Miſſionsarbeit der Kirche ſowie ſon⸗
ſtige anerkannte Dienſte am inneren Leben der Gemeinde .
Bloße Mitarbeit in einer der bisherigen kirchlichen Körper⸗
ſchaften genügt nicht “.
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